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Liebe Gastronomen 
und Hoteliers!

Der Gesetzgeber hat die Corona-Sonder-
regelungen hinsichtlich einer ermäßigten 
Besteuerung von Restaurantdienstleistun-
gen bis Jahresende 2023 verlängert. Lesen 
Sie dazu mehr auf Seite 2. Auf Seite 3 zeigen 
wir auf, welche strengen Voraussetzungen 
die Rechtsprechung an sogenannte Test-
käufe von Speisen bei Gastronomen durch 
die Betriebsprüfung stellt. In unserem Tipp, 
Seite 3, berichten wir, wie teuer die Aus-
schöpfung von Zahlungsfristen für den Gas-
tronomen sein kann. Näheres zur aktuellen 
Rechtsprechung im Reiserecht  erfahren Sie 
auf Seite 4.  Informieren Sie sich außerdem 
auf Seite 4 über die aktuellen Steuerhöchst-
werte für Restaurantschecks.  

Frühjahr 2023

info@heisterborg.de
Telefon: +49 (0) 25 63 / 922 0

Haben Sie Fragen zu den Beiträgen? 
Dann melden Sie sich gerne bei uns.

Ihr Michael Albers,
Steuerberater bei Heisterborg
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Ermäßigter Umsatzsteuersatz für 
Bewirtungsleistungen 
Rechtsgrundlage
Seit dem 1.6.2009 können alle EU-Mit-
gliedstaaten von einer Ermäßigungs-
möglichkeit für Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen Gebrauch 
machen. Der deutsche Gesetzgeber 
hat von der Möglichkeit, die sog. Res-
taurationsleistungen (Gastronomie-
umsätze) ermäßigt zu besteuern, im 
Rahmen der Corona-Hilfsmaßnahmen 
Gebrauch gemacht. Diese Hilfsmaß-
nahmen erstreckten sich allerdings 
ursprünglich auf den Zeitraum vom 
1.7.2020 bis 31.12.2022 und bezogen 
sich nur auf die Abgabe von Speisen. 
Getränke waren ausgenommen (vgl.  
§ 12 Abs 2 Nr. 15 Umsatzsteuergesetz/
UStG).

Achtes Verbrauch-
steueränderungsgesetz
Mit dem achten Gesetz zur Änderung 
von Verbrauchsteuergesetzen (Ach-
tes Verbrauchsteueränderungsgesetz 
– 8. VStÄndG, BGBl 2022 I S. 1838) 
wurden die Ermäßigungsmaßnahmen 
für Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen bis 31.12.2023 ver-
längert. Damit gilt der ermäßigte 

Umsatzsteuersatz von 7 % für Restau-
rantdienstleistungen bis Jahresende 
fort. So soll laut Gesetzesbegründung 
die Gastronomiebranche entlastet und 
die Inflation nicht weiter befeuert wer-
den.

Restaurantgutscheine 
Gastronomen müssen beachten, dass 
bei Restaurantgutscheinen, die in der 
Zeit vom 1.7.2020 bis 31.12.2023 
ausgegeben werden, die Vorausset-
zungen für Einzweck-Gutscheine nicht 
vorliegen. Es handelt sich hier vielmehr 
um Mehrzweck-Gutscheine i. S. des § 3 
Abs. 15 UStG. Dies unter der Voraus-
setzung, dass mit diesen Gutscheinen 
regelmäßig sowohl Speisen (Besteu-
erung zum ermäßigten Steuersatz mit 
7 % Umsatzsteuer) als auch Getränke 
(Besteuerung zum allgemeinen Steu-
ersatz mit 19 % Umsatzsteuer) in An-
spruch genommen werden können. 
Bei Mehrzweck-Gutscheinen gilt die je-
weilige Leistung der Gastronomen erst 
bei der Einlösung des Gutscheins als 
ausgeführt und ist erst dann der Um-
satzsteuerpflicht zu unterwerfen. 

Theaterbetriebs-
zulage steuerfrei 
 
Steuerfreie Lohnzuschläge
Zuschläge für tatsächlich geleis-
tete Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit sind steuerfrei, so-
fern sie neben dem Grundlohn 
gezahlt werden (§ 3b Einkom-
mensteuergesetz/EStG). Für die 
Steuerfreiheit ist es nach Auf-
fassung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) (Urteil vom 9.6.2021, VI R 
16/19) nicht schädlich, dass der 
Grundlohn in Abhängigkeit von 
der tatsächlich geleisteten Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit 
und der Höhe der steuerfreien 
Zuschläge aufgestockt wird, um 
im Ergebnis einen gleichblei-
benden Bruttolohn zu erhalten.

  Der Fall
Im Streitfall erhielt eine Sän-
gerin an einem Theater neben 
dem Grundlohn eine Theater-
betriebszulage für in der be-
günstigten Zeit geleisteten Ar-
beit. Das Finanzamt unterwarf 
die Betriebszulage der Einkom-
mensteuerpflicht. Begründung: 
Die Betriebszulage würde die 
Sonn- und Feiertagsarbeit nur 
pauschal abgelten, ohne dass 
es auf die tatsächlichen Dienst-
zeiten ankomme. 

  Fazit 
Dass die Theaterbetriebszula-
ge teilweise als variable Grund-
lohnergänzung ausgestaltet 
war, hielt der BFH für nicht steu-
erschädlich. Für die Steuerfrei-
heit der tatsächlich geleiste-
ten Sonn- und Feiertagsarbeit 
kommt es darauf an, dass zwi-
schen dem Grundlohn, den Zu-
schlägen für die tatsächlich ge-
leistete Sonn- und Feiertagsar-
beit und jenem Teil der Zulage 
unterschieden wird, der in Ab-
hängigkeit von der Höhe der 
gezahlten Zuschläge für tatsäch-
lich geleistete Sonn- und Feier-
tagsarbeit gezahlt wird. Letzte-
res, um einen gleichbleibenden 
Bruttolohn zu erreichen. Nur der 
dem Ausgleich dienende varia-
ble Teil der Theaterbetriebszu-
lage unterliegt dann der Steuer-
pflicht.

Airbnb und Co sollen für Umsatz-
steuer der Vermieter haften 
EU-Kommission 
Geht es nach den Plänen der EU-Kom-
mission, sollen Onlinevermietungs-
portale wie Airbnb, Booking, Fewo-
Direkt sowie weitere Betreiber künftig 
als Inkassostelle für steuerpflichtige 
Umsätze im Rahmen von kurzfristigen 
Vermietungen verpflichtet werden. 
Nach Schätzungen der EU-Kommis-
sion entgehen den EU-Staaten durch 
nicht abgeführte Umsatzsteuern jähr-
lich mehr als € 90 Mrd. 

Umsetzung
Die Steuern sollen durch die Vermie-
tungsportale direkt von den Mietern 
der vermittelten Wohnung eingefor-
dert werden. Dadurch sollen die Steu-
erausfälle um jährlich € 18 Mrd. verrin-
gert werden. Die Internetplattformen 

weigern sich allerdings, die Umsatz-
steuer für ihre Kunden einzuziehen. 
Das Hauptargument der Portalbetrei-
ber ist, dass diese keine Beherber-
gungsbetriebe seien. Tatsächlich zah-
len die Vermietungsportale Mehrwert-
steuer auf die vereinnahmten Service-
gebühren.  

Kleinunternehmerregelung
Auf Widerstand stoßen die Pläne der 
EU-Kommission auch deshalb, weil 
diese die Kleinunternehmerregelung  
(§ 19 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz) nicht 
berücksichtigen. So sind viele Vermie-
ter in Deutschland nicht umsatzsteu-
erpflichtig, da sie mit der Vermietung 
von Ferienwohnungen Jahresumsätze 
von nicht mehr als € 22.000,00 im Jahr 
erzielen. 
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Testkäufe der Betriebsprüfer 
Testkauf
Betriebsprüfer suchen gerne ihre zu prüfenden Gastronomie-
betriebe zu Testkäufen auf. Im Fall eines Gyros-Standes er-
mittelte der Betriebsprüfer aus einem Testkauf Folgendes: In 
der großen Gyros-Portion war eine Fleischeinlage von 280 g, 
 in der kleinen Gyros-Portion eine solche von 180 g und in 
einer weiteren Gyros-Portion wog der Prüfer 169 g. Aus den 
Zahlenerhebungen ermittelte der Prüfer unter Berücksichti-
gung der Häufigkeit des Verkaufs der verschiedenen Gerich-
te eine durchschnittliche Fleischeinlage von 222 g je Portion. 
Nach Verprobung der versteuerten Erlöse stellte der Prüfer 
eine Differenz fest und nahm entsprechende „Sicherheitszu-
schläge“ vor. Es folgten berichtigte Steuerbescheide.

FG-Urteil 
Die Gastronomin, eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, zog 
vor Gericht. Sie erhielt vor dem Finanzgericht allerdings nur 
zum Teil recht (4 K 1412/07 G, U vom 17.9.2010). Die Richter 
stellten sogenannte Testkäufe zwar grundsätzlich nicht infra-
ge. Die Testkäufe müssen aber die Verhältnisse des Verpro-
bungszeitraums repräsentativ widerspiegeln. 

Voraussetzungen 
Testkäufe müssen in zeitlicher Nähe zwischen Verprobungs-
zeitraum und dem Kaufdatum erfolgen. Im Urteilsfall hatte die 
Finanzverwaltung das Mehrergebnis ihrer Ausbeutekalkulati-
on für das Jahr 2001 auf Testkäufe aus den Jahren 2005 und 
2007 gestützt. Hat der Gastronom inzwischen sein Angebot 
neu ausgerichtet, verfolgt er veränderte Marketingstrategien 
oder hat er Umbauten und/oder Erweiterungen vorgenom-
men, bilden Testkäufe kein repräsentatives Abbild der Ver-
hältnisse zum Verprobungszeitraum. Im Streitfall kam hinzu, 
dass der zu prüfende Gastronomiebetrieb zwischenzeitlich 
nicht mehr in der Rechtform als GbR, sondern als Einzelun-
ternehmen geführt wurde. Es wurde außerdem ein neuer 

Gyros-Zuschneider angestellt, der andere Portionen zube-
reitete als der Vorgänger. Schließlich muss eine repräsenta-
tive Anzahl von Testkäufen durchgeführt werden. Zwei Test-
käufe wie im Streitfall erschienen den Richtern als zu gering 
und damit nicht repräsentativ genug. An der grundsätzlichen 
Schätzungsbefugnis der Finanzverwaltung hielten die Rich-
ter allerdings fest. 

Pita-Brot
Den Gastronomen konnte die Unrichtigkeit ihrer Buchfüh-
rung dennoch nachgewiesen werden, und zwar mittels Pita-
Brot. Eine Überprüfung durch den gerichtseigenen Prüfer 
ergab eine Differenz zwischen Wareneinkauf und -verkauf 
von rund 14 %. Erklärungen wie Gratisabgaben, Rücknahmen 
bei Falschbestellung, Schwund aufgrund von Brüchigkeit der 
tiefgekühlten Lieferungen usw. ließ das Gericht nicht gelten. 

Lieferantenkredite vermeiden 

Skonto
Gastronomielieferanten räumen ihren Abnehmern im Re-
gelfall eine sogenannte Skontofrist ein. Für den im Zusam-
menhang mit dem Warenabsatz gewährten Kredit muss der 
Gastronom zwar keine Sicherheiten gewähren. Bei näherer 
Betrachtung rechnet sich der Lieferantenkredit im Vergleich 
zu einem Darlehen nicht.

Beispiel
Ein Lieferant räumt einem Gastronomen bei einer Rech-
nung über € 5.000,00 2 % Skonto ein. Die Skontofrist be-
trägt 10 Tage, das Zahlungsziel 30 Tage. Spätestens 30 
Tage nach Rechnungsstellung ist die Rechnung netto zu 
bezahlen. Zahlt der Gastronom binnen 10 Tagen, spart er 
sich € 100,00. Dieser Betrag mag auf den ersten Blick ge-
ring erscheinen. Berechnet man allerdings den effektiven 
Jahreszinssatz, so stellt sich heraus, dass der Gastronom 
bei Nutzung des Zahlungsziels einen hohen Zinssatz von 

36 Prozent bezahlt. Rechnung: Effektiver Jahreszinssatz = 
Skontosatz x 360 / (Zahlungsziel-Skontofrist). Daraus ergibt 
sich: 2 x 360 / (30-10) = 36 % Für den Gastronomen ist da-
her günstiger, die Skontofrist – selbst unter Darlehensauf-
nahme – zu nutzen

Liquidität
Der hohe Zinssatz steht freilich dem Vorteil gegenüber, die 
beschafften Waren nicht aus liquiden Mitteln zahlen zu müs-
sen. Denn in der Regel lässt sich bei Nahrungsmitteln der 
Zeitraum zwischen dem Einkauf der Ware, der Zubereitung 
und den Einnahmen aus Verzehr durch die Gäste überbrü-
cken. Das heißt, die Tilgung des Lieferantenkredits erfolgt 
über den Umsatz mit der kreditierten Ware. Für den Gas-
tronomen lohnt sich dies in der Regel nur, wenn die Waren 
innerhalb der Skontofrist umgesetzt werden können. Dann 
schont der Unternehmer seine eigene Liquidität und ver-
meidet den teuren Lieferantenkredit.
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Der hohe Zinssatz steht freilich dem Vorteil gegenüber, die 
beschafften Waren nicht aus liquiden Mitteln zahlen zu müs-
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Reiserücktrittsrechte  
Grundsatz
Der Bundesgerichtshof/BGH hatte zu Reiserücktrittsrechten im Zusammenhang mit der 
Coronapandemie (BGH-Urteile vom 30.8.2022) in drei Sachverhalten unterschiedlich ent-
schieden. In dem Verfahren X ZR 66/21 ging es um eine Donaukreuzfahrt. In dem Verfah-
ren X ZR 84/21 war eine Pauschalreise nach Mallorca Streitgegenstand und im Beschluss 
X ZR 3/22 ging es um eine Ostseekreuzfahrt. Bezüglich der Ostseekreuzfahrt hat der BGH 
das Verfahren angesichts der ausstehenden Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH, Verfahren C 477/22) ausgesetzt.

Gegenanspruch der Reiseveranstalter
Nach Auffassung des BGH hängt die Begründetheit der Rückerstattung gezahlter Rei-
sekosten bei Reiserücktritt wegen Corona davon ab, ob der jeweils beklagte Reisever-
anstalter diesem Anspruch einen solchen auf Entschädigung nach § 651h Abs. 1 Satz 3 
Bürgerliches Gesetzbuch/BGB entgegenhalten kann. Die Vorschrift sieht einen Entschädi-
gungsanspruch für den Fall vor, dass der Reisende vor Reisebeginn vom Vertrag zurück-
tritt. Ein solcher Gegenanspruch ist allerdings ausgeschlossen, wenn am Bestimmungsort 
oder in dessen unmittelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftre-
ten, die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den 
Bestimmungsort erheblich beeinträchtigen. Erhebliche Beeinträchtigungen hat der BGH 
betreffend Corona vom jeweiligen Reisezeitraum und Reiseziel abhängig und sehr eng 
ausgelegt. So sah der BGH eine erhebliche Beeinträchtigung nicht schon deshalb gege-
ben, weil ein vom Reisenden gebuchtes Hotel geschlossen war. 

Essensmarken 2023 
Restaurantschecks
Die Ausgabe von Restaurantschecks in Papierform oder digital steht steuerlich der Ausgabe 
von Mahlzeiten „im Betrieb“ gleich. Das heißt, dass die Ausgabe solcher Schecks keinen 
steuerpflichtigen geldwerten Vorteil darstellt, wenn die Arbeitnehmer mindestens den 
Sachbezugswert versteuern. Für 2023 ist ein Sachbezugswert für Mahlzeiten von € 3,80 
pauschal mit 25 % zu versteuern, ohne Sozialabgaben (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG).

Verrechnungshöchstwert 2023
Der Verrechnungswert für einen Restaurantscheck darf den Sachbezugswert um bis zu  
€ 3,10 übersteigen. Für 2023 können Arbeitgeber somit Restaurantschecks im Wert von 
€ 6,90 ausgeben (Sachbezugswert von € 3,80 zzgl. € 3,10 Verrechnungswert). 

Bedingungen
Die Pauschalbesteuerung setzt u. a. voraus, dass der Arbeitnehmer täglich nur eine 
Mahlzeit erwirbt und einen Essensgutschein einlöst. Außerdem darf der tatsächliche Wert 
der Mahlzeit den Verrechnungshöchstwert nicht unterschreiten. 

Zahlungstermine

Mai 2023

10. Umsatzsteuer mtl. für April bzw. März 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für April

*15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag. 
Dies gilt nicht bei Barzahlung und 
Zahlung per Scheck.
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer 
Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Gewerbesteuer, Grundsteuer

24. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Abgabe der Beitragsnachweise)

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)

26. Sozialversicherungsbeiträge Mai 
(Fälligkeit der Beiträge)

Juni 2023

*12. Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Einkommensteuer,  
Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag. Dies gilt nicht bei Barzahlung 
und Zahlung per Scheck.

*26. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Abgabe der Beitragsnachweise) 
Zusammenfassende Meldung 
(Umsatzsteuer)

28. Sozialversicherungsbeiträge Juni 
(Fälligkeit der Beiträge)

Juli 2023

*3. Grundsteuer bei jährlicher Fälligkeit

6. Ende der Schonfrist für Grundsteuer

10. Umsatzsteuer mtl. für Juni bzw. Mai 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Juni

13. Ablauf der Zahlungsschonfristen für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt 
nicht bei Barzahlung und Zahlung 
per Scheck

25. Zusammenfassende Meldung  
(Umsatzsteuer)
Sozialversicherungsbeiträge Juli 
(Abgabe Beitragsnachweise)

27. Sozialversicherungsbeiträge Juli 
(Fälligkeit der Beiträge)

*  Verschiebung dieses Termins wegen Wochenende /  
Feiertag (§ 108 Abs. 3 AO)

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck gelten 
erst drei Tage nach Eingang als geleistet.
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